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Kapitel 1: Einleitung

Gibt es eine materielle Polizeipflicht des Störers im Polizei- und Ordnungsrecht? 
Diese Frage ist in der Literatur seit Jahrzehnten ebenso umstritten wie die nach 
ihrer Definition bzw. ihrem Inhalt. Sie stellt sich insbesondere vor dem Hinter­
grund der „gestuften Antwort“1 der Polizei- und Ordnungsgesetze bezüglich der 
Reihenfolge der Inanspruchnahme von Personen zur Abwehr konkreter Gefah­
ren. Danach haben die zuständigen Behörden in erster Linie den sogenannten 
Störer, also denjenigen, dem eine Gefahr zugerechnet werden kann,2 zur Gefah­
renabwehr heranzuziehen („erste Stufe“).3 Erst wenn dies nicht möglich bzw. 
nicht erfolgversprechend ist, darf die Polizei- oder Ordnungsbehörde selber zur 
Gefahrenabwehr tätig werden („zweite Stufe“).4 Ist auch das behördliche Ein­
greifen im konkreten Einzelfall nicht möglich bzw. erfolgversprechend, darf die 
Behörde unter bestimmten Voraussetzungen den sogenannten Nichtstörer5 zur 
Gefahrenabwehr verpflichten („dritte Stufe“).6

Warum aber nach dieser aus den Polizei- und Ordnungsgesetzen hervorge­
henden „gestuften Antwort“ grundsätzlich der Störer vorrangig zur Gefahrenab­
wehr heranzuziehen ist, lässt sich aus dem Gefahrenabwehrrecht unmittelbar 
nicht entnehmen.7 Der Grund hierfür könnte gerade in der materiellen Polizei­
pflicht liegen, einer öffentlich-rechtlichen Pflicht, die zwar nicht ausdrücklich 
normiert ist, die sich aber aus den allgemeinen und besonderen Polizei- und Ord­
nungsgesetzen, insbesondere aus der Generalklausel, ergeben könnte.8

Eine Frage, die ähnlich umstritten ist wie die nach der Existenz einer mate­
riellen Polizeipflicht, ist die nach der Existenz von Grundpflichten im Grundge­
setz. Während die Grundrechte gleich zu Beginn der Verfassung normiert sind,

1 So ausdrücklich Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und Ordnungsrecht, § 9, Rn. 2.
2 Dazu Kapitel 3, B, I.
3 Vgl. §§ 8, 9 HmbSOG i.V.m. § 10 Abs. 1 HmbSOG; dazu auch Schoch, Jura 2012, 685, 685.
4 Vgl. § 7 Abs. 1 HmbSOG i.V.m. § 10 Abs. 1 HmbSOG.
5 Dazu Kapitel 3, B, I.
6 Vgl. § 10 Abs. 1 HmbSOG; zusammenfassend statt aller Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und 

Ordnungsrecht, § 9, Rn. 2; zum Vorrang der Inanspruchnahme des Störers vor behördlichem 
Gefahrenabwehrhandeln siehe BGH, NJW 2004, 513, 514.

7 So schon Griesbeck, Polizeipflicht, S. 30.
8 Dazu Griesbeck, Polizeipflicht, S. 30 f.
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finden sich in ihr jedenfalls keine ausdrücklich normierten Grundpflichten. Von 
daher wird auch die Frage, ob sie überhaupt im Grundgesetz vorhanden sind, dif­
ferenziert betrachtet.

Das den Komplex der materiellen Polizeipflicht im Polizei- und Ordnungs­
recht und den der Grundpflichten im Grundgesetz verbindende Moment ist die 
Frage, ob die materielle Polizeipflicht als verfassungsrechtliche Grundpflicht zu 
qualifizieren ist.

A. Thema und Ziel der Ausarbeitung

Diese bisher in der Literatur nahezu unbehandelte Frage9 soll als Kernstück der 
vorliegenden Untersuchung erörtert werden. Ihre Beantwortung führt zu neuen 
Sichtweisen auf diverse in Literatur und Rechtsprechung seit Jahren kontrovers 
diskutierte Themen wie zum Beispiel den Bereich Störermehrheit und den der 
sogenannten „Opferfalle“.

So ist beispielsweise im Rahmen der Störermehrheit seit Jahren umstritten, ob 
die Verpflichtung jedes Störers, die allen Störern gemeinsam zuzurechnende Ge­
fahr abzuwehren, stets eine vollumfängliche ist oder ob sie in diesen Konstella­
tionen begrenzt werden muss, ob also jeder Störer stets für den gesamten Gefah­
renzustand verantwortlich ist oder nur anteilig.10 Sollte die materielle Polizei­
pflicht als verfassungsrechtliche Grundpflicht einzuordnen sein, so ließen sich 
aus dieser Einordnung -  ausgehend von Inhalt und Zweck der Grundpflichten -  
neue Erkenntnisse zur Klärung des Umfangs der Verantwortlichkeit des Störers 
in den Fällen einer Störermehrheit gewinnen.11

Nichts anderes gilt für die seit Jahrzehnten umstrittene Frage, ob die Verant­
wortlichkeit des Störers in den oben genannten „Opferfällen“ bis zur sogenann­
ten Zumutbarkeitsgrenze zu begrenzen ist.12 Auch hier kann die Einordnung der

9 Dies bezieht sich jedenfalls auf die materielle Polizeipflicht in Form einer Gefahrenabwehr­
pflicht. Diesem Thema haben sich bisher -  soweit ersichtlich -  lediglich Griesbeck und Lindner 
in Ansätzen genähert, ohne allerdings letztlich eine eindeutige Stellung zu beziehen, vgl. Gries­
beck, Polizeipflicht, S. 97 ff. und Lindner, Adressatenpflichten, S. 51 ff. Demgegenüber wurde 
die Frage, ob die materielle Polizeipflicht in Form einer Gefahrenvermeidungspflicht eine ver­
fassungsrechtliche Grundpflicht darstellt, bereits mehrfach erörtert, siehe dazu auch Fn. 232.

10 Hierzu jüngst Schoch, Jura 2012, 685, 685.
11 Dazu ausführlich Kapitel 6, B, II., 2.
12 Dazu beispielsweise Bockwoldt, Rechtmäßigkeit und Kostentragungspflicht, S. 240 ff.; Jochum, 

NVwZ 2003, 526, 526 ff., die sich zwar in erster Linie auf die Störermehrheit konzentriert, de­
ren Ausführungen aber auch bezüglich der Opferfälle relevant sind.

22



materiellen Polizeipflicht als verfassungsrechtliche Grundpflicht die Diskussion 
um neue Aspekte anreichern.13

Ein entsprechendes Verständnis der materiellen Polizeipflicht hat darüber hi­
naus auch Einfluss auf die Kostentragungspflicht des Störers bezüglich der Ge­
fahrenabwehrmaßnahmen ihm zuzurechnender Gefahren. Diesbezüglich ist ei­
nerseits anerkannt, dass der Störer, der eine ihm zuzurechnende Gefahr selber 
abwehrt, auch die Kosten seiner Gefahrenabwehrmaßnahmen zu tragen hat.14 
Andererseits finden sich für den Fall der Gefahrenabwehr durch die öffentliche 
Hand anstelle des Störers in den allgemeinen und besonderen Polizei- und Ord­
nungsgesetzen Normen, die den Staat ermächtigen, die ihm entstandenen Kosten 
der Gefahrenabwehr auf den Störer abzuwälzen.15 Die Qualifizierung der materi­
ellen Polizeipflicht als verfassungsrechtliche Grundpflicht hat -  wie deutlich 
werden wird -  sowohl Auswirkungen auf die Frage nach der grundsätzlichen 
rechtlichen Zulässigkeit einer solchen Kostentragungspflicht16 als auch auf ihren 
Umfang.17

Schließlich kommt dem Grundpflichtcharakter der materiellen Polizeipflicht 
auch Bedeutung bezüglich der Frage nach einem Ausgleichsanspruch zwischen 
mehreren Störern im Falle einer Störermehrheit zu.18 Sollten sowohl die mate­
rielle Polizeipflicht auf der Primärebene als auch die Kostentragungspflicht auf 
der Sekundärebene in ihrem Umfang unbeschränkte Pflichten darstellen, stellt 
sich im Falle einer Störermehrheit die Frage nach einem Ausgleichsanspruch des 
allein die Kosten der Gefahrenabwehrmaßnahmen tragenden Störers gegen die 
übrigen Störer. Für den Fall, dass gerade ihre Eigenschaft als verfassungsrechtli­
che Grundpflicht entscheidend das Ergebnis beeinflussen sollte, dass die mate­
rielle Polizeipflicht sowohl auf der Primärebene als auch auf der Sekundärebene 
in unbegrenzter Höhe besteht, wird zu erörtern sein, ob und inwiefern der 
Grundpflichtcharakter der materiellen Polizeipflicht Einfluss auf die Frage der 
Anwendung zivilrechtlicher Anspruchsgrundlagen und die Auslegung ihrer Tat­
bestandsmerkmale hat.

13 Dazu ausführlich Kapitel 6, B, II., 1.
14 BGHZ 5, 144, 151; Drews/Wacke/Vogel/Martens, Gefahrenabwehr, S. 293; Götz, Allgemeines 

Polizei- und Ordnungsrecht, § 15, Rn. 2; Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und Ordnungsrecht, 
§ 25, Rn. 1 und § 26, Rn. 13.

15 Vgl. beispielsweise § 7 Abs. 3 SOG; ausführlich dazu Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, 
Rn. 697 ff.

16 Siehe unten Kapitel 7, B.
17 Siehe unten Kapitel 7, C.
18 Siehe untenKapitel 8.
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B. Gang der Untersuchung

Bevor aber die Frage beantwortet werden kann, ob es überhaupt eine materielle 
Polizeipflicht gibt, wie diese Pflicht zu definieren und ob sie als Grundpflicht zu 
qualifizieren ist, muss einleitend ein Blick auf die historische Entwicklung des 
Polizei- und Ordnungsrechts geworfen werden. Denn erst im Lichte der Ent­
wicklung eines Rechtsgebietes ist sein heutiges Verständnis -  und damit auch die 
Auslegung seiner Begriffe und Rechtsgrundsätze -  überhaupt möglich.

Im Lichte dieser historischen Entwicklung hin zum Recht der Gefahrenab­
wehr soll sodann auf die Frage eingegangen werden, wem die Aufgabe der Ge­
fahrenabwehr im Staate des Grundgesetzes obliegt. Sie trifft einerseits den Staat, 
andererseits in bestimmten Fällen aber auch den Bürger, insbesondere den poli­
zei- und ordnungsrechtlichen Störer. Bei letzterem stellt sich dann auch erstmals 
die Frage nach dem Bestehen und der Definition der ihn treffenden materiellen 
Polizeipflicht. Diese Fragen sollen daher zunächst beantwortet werden.

Im Anschluss daran erfolgt die Erörterung des eigentlichen Schwerpunktes 
der Ausarbeitung, nämlich der Frage, ob die materielle Polizeipflicht im Sinne 
einer Gefahrenabwehrpflicht als eine verfassungsrechtliche Grundpflicht zu qua­
lifizieren ist. Sie erfolgt vor dem Hintergrund von verfassungshistorischen Ge­
sichtspunkten und dem Sinn und Zweck der Verfassung.

Nachdem diese Frage beantwortet ist, schließt sich die Untersuchung der Fra­
ge an, zu welchen Konsequenzen die rechtliche Einordnung der materiellen Poli­
zeipflicht als verfassungsrechtliche Grundpflicht führt. Diesbezüglich sind die 
eingangs erwähnten Komplexe zu nennen.

Zunächst soll der Einfluss dieser Qualifizierung auf den Umfang der mate­
riellen Polizeipflicht untersucht werden. Begonnen wird diesbezüglich mit der 
Erörterung des Umfangs der materiellen Polizeipflicht auf der Primärebene. Dies 
erfolgt anhand einer Untersuchung des Zusammenspiels der auf dieser Ebene 
wirkenden Rechtsgrundsätze19 unter besonderer Berücksichtigung des Charakters 
der materiellen Polizeipflicht als einer verfassungsrechtlichen Grundpflicht. Auf 
diese Weise wird geklärt werden, ob die materielle Polizeipflicht stets eine unbe­
grenzte Pflicht darstellt oder ob sie auf der Primärebene aufgrund ihres Grund­
pflichtcharakters in bestimmten Situationen -  in den „Opferfällen“ sowie in den 
Fällen der Störermehrheit -  zu begrenzen ist.

19 Dieser Ansatz ist allgemein anerkannt. Neben vielen anderen Autoren ging auch Bockwoldt 
hiervon aus, vgl. Bockwoldt, Rechtmäßigkeit und Kostentragungspflicht, S. 39 ff. für die Pri­
märebene und S. 65 ff. für die Sekundärebene. Die vorliegende Ausarbeitung orientiert sich an 
diesem Aufbau.

24



Nach der Untersuchung des Umfangs der materiellen Polizeipflicht der Primä­
rebene auf diese Weise erfolgt die Untersuchung dieser Pflicht und ihres Um­
fangs auf der Sekundärebene. Ausgegangen wird hierbei von der Tatsache, dass 
sich die materielle Polizeipflicht auf der Sekundärebene als eine Kostentra­
gungspflicht des Störers bezüglich der Abwehrmaßnahmen ihm zuzurechnender 
Gefahren darstellt.

Bezug nehmend auf Habermanns Untersuchung aus dem Jahr 201120 wird auf 
die Frage der grundsätzlichen rechtlichen Zulässigkeit des Bestehens einer sol­
chen Kostentragungspflicht im Polizei- und Ordnungsrecht vor dem Hintergrund 
des Steuerstaatsprinzips, der materiellen Polizeipflicht als verfassungsrechtlicher 
Grundpflicht und der Untergliederung der Staatsaufgaben in allgemeine und be­
sondere Staatsaufgaben eingegangen.

Im Anschluss daran wird die Frage erörtert, ob der Umfang der materiellen 
Polizeipflicht auf der Sekundärebene stets von den Ergebnissen der Primärebene 
abhängt oder ob auf der Sekundärebene andere Kriterien zur Bestimmung des 
Umfangs gelten. Nach der Klärung dieser Frage schließt sich die Darstellung der 
auf der Sekundärebene wirkenden Rechtsgrundsätze an -  und zwar nach dem 
gleichen Muster wie dies bereits vorher auf der Primärebene geschah.

Schließlich soll nach der Darstellung des Umfangs der materiellen Polizei­
pflicht auf Primär- und Sekundärebene auf die Frage des internen Störeraus­
gleichs im Falle einer Störermehrheit eingegangen werden. Diesbezüglich wird 
insbesondere erörtert, ob einem Störer, der alleine die Kosten der Gefahren­
abwehr trägt, Ausgleichsansprüche gegen die übrigen, nicht mit den Kosten be­
lasteten Störer vor dem Hintergrund der Regelungen des Gesamtschuldneraus­
gleiches oder der Geschäftsführung ohne Auftrag zustehen. Auch die Untersu­
chung dieser in der Literatur seit Jahren umstrittenen Thematik21 soll vor dem 
Hintergrund der Frage erfolgen, ob und inwiefern die rechtliche Einordnung der 
materiellen Polizeipflicht als verfassungsrechtliche Grundpflicht Auswirkungen 
auf die Frage der Anwendbarkeit und Auslegung zivilrechtlicher Anspruchs­
grundlagen hat.

20 Habermann, Gebühren für Gefahrenabwehr, S. 1 ff.
21 Vgl. beispielsweise Petersen, Gesamtschuldnerausgleich, S. 1 ff.; zuletzt Schoch, Jura 2012, 

685, 690 f.
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Kapitel 2: Historische Entwicklung des Polizei- 
und Ordnungsrechts

Im Lehrbuch von Pieroth/Schlink/Kniesel heißt es zu Beginn, dass die Begriffe 
des Rechts in der Geschichte wachsen würden und dass sie daher auch nur mit 
und aus ihrer Geschichte zu verstehen seien.22 Diese einleitenden Worte haben 
grundlegende Bedeutung auch für das Polizei- und Ordnungsrecht. Denn gerade 
in Bezug auf diese Materie bildet die historische Entwicklung von seinen Anfän­
gen bis zur Gegenwart eine wesentliche Grundlage dafür, wie dessen Zweck aus 
heutiger Sicht zu verstehen und wie es im Einzelfall anzuwenden ist.

Die historische Entwicklung des Polizei- und Ordnungsrechts lässt sich am 
besten an der Entwicklung und den Wandlungen des sogenannten materiellen 
Polizeibegriffes darstellen.23 Maßgebliches Kriterium für den materiellen Poli­
zeibegriff ist die inhaltliche Qualifikation einer polizeilichen Staatstätigkeit, ge­
nau gesagt deren Zielsetzung.24 Es ist stets danach zu fragen, was für Ziele die 
polizeiliche Tätigkeit zu erreichen hat und welche Tätigkeiten die zuständigen 
Behörden auszuführen haben, um diese Zielsetzung bzw. Aufgabenstellung zu 
erfüllen.25 Entsprechend dieser Aufgaben, Ziele und Tätigkeiten wird dann der 
materielle Polizeibegriff definiert. Oder wie es im Lehrbuch von Drews/Wacke/

22 Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und Ordnungsrecht, § 1 , Rn. 1.
23 Neben dem materiellen Polizeibegriff gibt es in terminologischer Hinsicht noch den sogenann­

ten institutionellen bzw. organisatorischen Polizeibegriff. Anders als beim materiellen Polizei­
begriff, bei dem es ohne Bedeutung ist, welche Behörde die nach dem materiellen Polizeibegriff 
relevante Tätigkeit ausführt, ist für den institutionellen Polizeibegriff von entscheidender Be­
deutung, ob die handelnde Behörde den Polizeibehörden zuzuordnen ist (Schenke, Polizei- und 
Ordnungsrecht, Rn. 1). Der institutionelle Polizeibegriff bezieht sich also gewissermaßen auf 
bestimmte, als Polizei firmierende Behörden (so ausdrücklich Lisken/Denninger, Handbuch des 
Polizeirechts, A, Rn. 39). Es kommt mithin nach dem institutionellen Polizeibegriff für die Fra­
ge, ob eine Behörde eine Polizeibehörde ist oder nicht, nicht auf dessen Tätigkeit, sondern auf 
die „Firmierung“ der Behörde an.
Ferner wird in terminologischer Hinsicht der formelle Polizeibegriff genannt. Dieser bezeichnet 
all jene Tätigkeiten, die von der Polizei im institutionellen -  also organisatorischen -  Sinne 
wahrgenommen werden, unabhängig davon, wie dieses Handeln materiell zu qualifizieren ist, 
vgl. Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, Rn. 1. Danach ist alles das Polizei im inhaltlichen 
Sinne, was die als „Polizei“ bezeichneten Behörden tun, vgl. Lisken/Denninger, Handbuch des 
Polizeirechts, A, Rn. 39.

24 Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, Rn. 1.
25 Ähnlich Drews/Wacke/Vogel/Martens, Gefahrenabwehr, S. 33 ff.
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Vogel/Martens zusammenfassend heißt: Der materielle Polizeibegriff befasst 
sich mit der Frage, was unter „Polizei“ als Verwaltungstätigkeit zu verstehen
ist.26

Bestünde der Zweck der polizeilichen Tätigkeit darin, Gefahren abzuwehren, 
so beinhaltete der materielle Polizeibegriff die Gefahrenabwehr. Bestünde der 
Zweck indes darin, die staatliche Ordnung aufrechtzuerhalten, so würde diese 
Tätigkeit dem materiellen Polizeibegriff seinen Inhalt geben. Es ist demnach 
immer zu fragen, was der Zweck der „Polizeiverwaltungstätigkeit“ ist. Dieser 
Zweck kennzeichnet dann den materiellen Polizeibegriff.

A. Anfänge und Entwicklungen des Polizeibegriffes

Verbrechensverfolgung, Schutz von Straßen und die Aufrechterhaltung von Si­
cherheit und Ordnung hat es schon immer gegeben, seit sich Menschen in größe­
ren Gesellschaften zusammenfanden.27 Nicht immer gab es hingegen „Polizei“ 
und besondere Träger der Polizeigewalt, welche eine arbeitsteilig organisierte 
Gesellschaft mit hoheitlichen Funktionsträgern, also einen Staat im weitesten 
Sinne, voraussetzen, wie er erst ab einem bestimmten Entwicklungsstand vorzu­
finden ist.28 Da aber -  wie eben angedeutet -  die Definition des materiellen Poli­
zeibegriffes vom Wandel der Anschauungen in den Staaten abhängig ist, kennt 
die Geschichte des Polizei- und Ordnungsrechts auch keinen eindeutigen Poli­
zeibegriff.29 Vielmehr war der materielle Polizeibegriff in der Vergangenheit ei­
nem steten Wandel unterworfen.30

Ausgehend von dieser Erkenntnis soll im Folgenden untersucht werden, was 
den Zweck der polizeilichen Tätigkeit in den jeweiligen Epochen der deutschen 
Geschichte darstellte.

26 Drews/Wacke/Vogel/Martens, Gefahrenabwehr, S. 33.
27 Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, A, Rn. 1.
28 Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, A, Rn. 1.
29 Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, A, Rn. 1, dazu auch Knemeyer, Grundbegriffe, 

S. 875 f.
30 So ist die Entwicklung des Polizei- und Ordnungsrechts gewissermaßen auch immer in Relation 

zu der Entwicklung vom Polizei- zum Rechtsstaat zu sehen, eben weil die Entwicklung des Po­
lizeibegriffes stets abhängig von der staatlichen Entwicklung war und gewissermaßen dessen 
Spiegelbild darstellte, vgl. dazu Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und Ordnungsrecht, § 1, Rn. 1.
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B. Polizeibegriff im 15. bis 17. Jahrhundert

Gegen Ende des 15. Jahrhunderts kam erstmals der Begriff der „Polizei“31 auf 
und fand über die burgundischen Kanzleien Eingang in die deutsche Kanzlei­
sprache und die Sprache der Stände.32 Zunächst wurde dieses Fremdwort ver­
wandt, um die obrigkeitliche Regelung aller Bereiche des öffentlichen Wohls zu 
kennzeichnen, die unter den Begriffen „Frieden“ und „Recht“ nur unzureichend 
zu fassen waren.33

Aber schon früh erfuhr dieser Polizeibegriff weitere Konkretisierungen. Infol­
ge dessen ging die Entwicklung bis zum 17. Jahrhundert schließlich dahin, dass 
die Rechtssätze zu dieser Zeit zwei Bedeutungen des Begriffes der „Polizei“ 
kannten, nämlich zum einen den Zustand guter Ordnung des Gemeinwesens und 
zum anderen die Tätigkeit, mit der das Gemeinwesen in eben diesen Zustand der 
guten Ordnung gebracht und erhalten werden sollte (die „gute Polizey“ oder 
„gute Policey“).34 Die gute Ordnung des Gemeinwesens verlangte, dass Fürst, 
Stände und Untertanen in Frieden und Eintracht zusammenlebten, dass jeder an 
seinem Platz seine Pflicht erfüllte, Gott ehrte und seinen Geboten gemäß lebte.35 
„Polizei bestand“ demnach dort, wo der Bürger sich ordentlich, züchtig, gesittet 
und ehrbar verhielt, wo das menschliche Zusammenleben im Gemeinwesen statt­
fand, also in geordneten Bahnen verlief.36

Da der Begriff „Polizei“ also entweder den Zustand dieser guten Ordnung 
oder das Tätigwerden zur Erreichung dieses Zustandes bezeichnete -  nicht hin­
gegen eine Institution des Staates in Form einer Behörde37 -  unterschied sich der 
Begriff der Polizei bereits sprachlich von seinem heutigen Verständnis.

31 Andere Schreibweisen waren auch „Pollicey“, „Pollicei“, „Policey“, „Policey“, Pollizei“ oder 
„Polluzey“, vgl. Knemeyer, Grundbegriffe, S. 875.

32 Knemeyer, Grundbegriffe, S. 875; Preu, Polizeibegriff, S. 15.
33 Knemeyer, Grundbegriffe, S. 875; dazuauch Maier, Polizeiwissenschaft, S. 121.
34 Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, § 2, Rn. 2; Knemeyer, Grundbegriffe, S. 875; 

Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und Ordnungsrecht, § 1, Rn. 2; zur „guten Policey“ Simon, 
Gute Polizei, S. 111 ff.

35 Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei-und Ordnungsrecht, § 1, Rn. 2.
36 Knemeyer, AöR 92, 153, 155.
37 Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, A, Rn. 4.
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C. Polizeibegriff im Zeitalter des Absolutismus (17. und
18. Jahrhundert)

Der Polizeibegriff erfuhr eine maßgebliche Wendung im absolutistischen Fürs­
tenstaat des 18. Jahrhunderts.38 Polizei bezeichnete jetzt nicht mehr lediglich den 
Zustand der guten Ordnung des Gemeinwesens oder die Tätigkeit, die darauf ge­
richtet war, diesen Zustand zu erreichen, sondern stellte als landesfürstliche Ge­
walt -  „ius politiae“39 -  ein Hoheitsrecht des absolutistischen Herrschers dar.40 
Hierdurch und mit Hilfe seiner Beamten, welche mit weitreichenden Kompeten­
zen ausgestattet waren,41 konnte dieser das gesamte Leben seiner Untertanen re­
geln und seine Anordnungen durchsetzen. Polizeigewalt wurde demnach zum ju­
ristischen Inbegriff der absoluten Staatsgewalt und Herrschaft über die Unterta­
nen.42 Im Nachhinein wird daher diese Epoche auch als die des „Polizeistaats“ 
bezeichnet, nicht zuletzt wegen des Mangels von Rechtsbindungen der Polizei­
gewalt an eine Verfassung, wegen des Fehlens von verbürgten Rechten der Un­
tertanen und der Stände sowie schließlich aufgrund mangelnder Trennung von 
vollziehender und gesetzgebender Gewalt.43

Daneben wurde häufig die Bezeichnung des „Wohlfahrtstaats“ gebraucht, was 
insofern missverständlich erscheinen mag, als dass -  anders als heute -  der Be­
griff der Wohlfahrt nicht viel mehr beinhaltete als das Recht des Monarchen, 
seinen Untertanen in nahezu allen Bereichen Vorschriften machen zu können 
und sie in Bezug auf Sitte und Moral zu bevormunden.44 Dies war ein Zustand,

38 Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, § 2, Rn. 3.
39 Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, A, Rn. 14; Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und 

Ordnungsrecht, § 1, Rn. 4; v. Unruh, DV 1984, 43, 43 f.
40 Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, § 2, Rn. 3.
41 v. Unruh, DVBl. 1972, 469, 471.
42 Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, § 2, Rn. 3; Schenke, Polizei- und Ordnungs­

recht, Rn. 2.
43 Drews/Wacke/Vogel/Martens, Gefahrenabwehr, S. 4; Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungs­

recht, § 2, Rn. 4; Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, A, Rn. 40; Pieroth/Schlink/ 
Kniesel, Polizei- und Ordnungsrecht, § 1, Rn. 4. Ein eindringliches und verstörendes Bild dieser 
Epoche des 15. bis 18. Jahrhunderts, insbesondere bezogen auf die weitreichenden Befugnisse 
der herrschenden Klasse und die diesbezügliche Ohnmacht der Untertanen, zeichnet jenseits der 
juristischen Literatur Heinrich von Kleist in seiner berühmt gewordenen Novelle „Michael 
Kohlhaas“. In dieser wird der Rosshändler Michael Kohlhaas um zwei seiner Pferde durch will­
kürliche Handlungen der Obrigkeit betrogen. In seinen Versuchen, auf juristischem Wege Ge­
nugtuung zu erlangen, scheitert er an der Willkür der herrschenden Klasse und der von ihr be­
einflussten Polizeigewalt, um am Ende rasend und brandschatzend durch Brandenburg zu zie­
hen.

44 So statt aller Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, § 2, Rn. 5; Pieroth/Schlink/Knie­
sel, Polizei- und Ordnungsrecht, § 1, Rn. 4.
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der nicht zuletzt aufgrund der Polizei durchgesetzt und gesichert werden konn­
te.45 Demnach beinhaltete der materielle Polizeibegriff zu dieser Zeit nicht viel 
mehr als das Recht des Monarchen, seine Macht zu festigen und durchzusetzen 
und in alle Lebensbereiche der Untertanen zur „Beförderung der allgemeinen 
Wohlfahrt“ reglementierend einzugreifen.46

Ab der Mitte des 18. Jahrhunderts wurden die Widerstände gegen diesen Poli­
zeibegriff aufgrund der Ideen der Aufklärungsphilosophie immer größer.47 Das 
Bestreben der Beschränkung der staatlichen Befugnisse wuchs mehr und mehr.48 
Als erster formulierte der Göttinger Staatsrechtler Johann Stephan Pütter im Jah­
re 1770 den Gedanken der Reduzierung der Aufgaben der Polizei auf den Be­
reich der Gefahrenabwehr.49 Danach sollte die Polizeiaufgabe darin bestehen, 
künftige Übel abzuwenden, nicht indes in erster Linie darin, den Wohlstand zu 
mehren.50 Den Ausschluss der Wohlfahrtspflege formulierte Pütter zwar noch 
eher vorsichtig und nicht ohne verklausulierte Einschränkung,51 gleichwohl war 
der erste wichtige Schritt zur Zügelung der Polizeigewalt und Neudefinierung 
des materiellen Polizeibegriffes weg von der Wohlfahrtspflege hin zur Gefahren­
abwehr getan. Ihm folgend formulierte Carl Gottlieb Svarez im Jahr 1791 eben­
falls noch eher vorsichtig, dass der Staat zu Einschränkungen, welche zur Ab­
wehr gemeiner Störungen und Gefahren abzielen, ein stärkeres Recht habe als zu 
solchen, wodurch bloß der Wohlstand, die Bequemlichkeit, die Schönheit oder 
ähnliche Nebenvorteile für das Ganze befördert werden sollten.52

45 Ähnlich Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, § 2, Rn. 5.
46 So neben vielen Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, Rn. 2.
47 Vertiefend Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und Ordnungsrecht, § 1, Rn. 5; Schenke, Polizei- 

und Ordnungsrecht, Rn. 3.
48 Dazu statt aller Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und Ordnungsrecht, § 1, Rn. 5.
49 Pütter, Institutiones, § 321, wo es auf S. 330 wörtlich heißt: „Ea supremae potestatis pars, qua 

exercetur cura avertendi mala futura in statu reipublicae interno in commune metuenda, dicitur 
ius politiae“ und auf S. 331 ausgeführt wird: „Promovendae salutis cura propie non est poli- 
tiae“; bei Drews/Wacke/Vogel/Martens, Gefahrenabwehr, S. 4 wird dies wie folgt zusammenge­
fasst und übersetzt: „Politiae est cura avertendi mala futura, promovendae salutis non est proprie 
politiae“ -  Aufgabe der Polizei ist die Abwendung bevorstehender Gefahren; die Wohlfahrt zu 
fordern ist nicht eigentlich Aufgabe der Polizei. Dies ist nur anders, wenn die Wohlfahrtsforde­
rung mit der Bekämpfung eines Übels zusammenhängt; dazu auch Lisken/Denninger, Handbuch 
des Polizeirechts, A, Rn. 21; Preu, Polizeibegriff, S. 167 ff.; Schenke, Polizei- und Ordnungs­
recht, Rn. 3

50 Dazu Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, A, Rn. 21; Schenke, Polizei- und Ord­
nungsrecht, Rn. 3.

51 Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, § 2, Rn. 6.
52 Conrad/Kleinheyer, Vorträge, S. 485 ff., wo von einer „verdoppelten Behutsamkeit“ gespro­

chen wird; Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und Ordnungsrecht, § 1, Rn. 5.
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